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GroKo ohne Alternative:  
Das Dilemma der Progressiven 

Nicht von jeder Koalition lässt sich sa-
gen, dass sie bereits mit dem ersten Tag 
Historisches „geleistet“ hat. Für die 
große Koalition, die in Wahrheit längst 
eine kleine ist, trifft diese Beschrei-
bung jedoch durchaus zu. Tatsächlich 
hat sie sich gleich zu Beginn Bemer-
kenswertes geleistet: Dass Friedrich 
Merz am 6. Mai als der erste der bisher 
neun Bundeskanzler dieses Landes – 
bei einer Bundeskanzlerin – im ersten 
Wahlgang durchgefallen ist, steht be-
reits jetzt in den Geschichtsbüchern. 
Und dass es noch am selben Tag zum 
zweiten Wahlgang mit der dann kla-
ren Mehrheit für Merz gekommen ist, 
verdankt sich ironischerweise der Hil-
fe von Grünen und Linkspartei, da es 
für die Anberaumung dieses Termins 
laut Geschäftsordnung einer Zweidrit-
tel-Mehrheit bedurfte. Ohne das Mit-
wirken der durchaus staatstragenden 
Opposition wäre aus einer Blamage 
für den sichtbar unvorbereiteten Kanz-
ler zwar immer noch nicht die allzu 
alarmistisch ausgerufene „Staatskri-
se“ geworden, aber doch ein veritabler 
Fehlstart, der vor allem außenpolitisch 
erheblichen Schaden angerichtet hät-
te. Denn dann hätten die lange ge-
planten Antrittsbesuche in Paris und 
Warschau verschoben werden müssen, 
hätte Merz auch nicht gemeinsam mit 
den anderen Staatchefs seine wichtige 
Reise nach Kyjiw antreten können, die 
Putin veranlasste – wenn auch nur zum 
Schein –, in Verhandlungen mit der 
Ukraine einzuwilligen. 

Dank dieses außenpolitischen Er-
folgs, der sowohl die Geschlossenheit 
der EU als auch, mit Blick speziell auf 
Trump, die fehlende Friedenswillig-

keit Putins demonstrierte, dürfte das 
Wahldesaster für das weitere Regieren 
eher nebensächlich sein. 

Dennoch ist das Scheitern im ers-
ten Wahlgang hoch symptomatisch 
– als fundamentales Misstrauensvo-
tum gegenüber der eigenen Regie-
rung. Denn auch wenn wohl nie ge-
klärt werden wird, von wem die abwei-
chenden Stimmen stammten, bringt 
der Vorgang ein echtes Dilemma zum 
Ausdruck, das insbesondere die pro-
gressiven Kräfte dieses Landes plagt.  
Einerseits wünscht man dieser Koali-
tion inständig Erfolg, nicht zuletzt, um 
auf diese Weise den weiteren Aufstieg 
der AfD zu verhindern. Andererseits 
gibt es berechtigte Zweifel, ob gerade 
diese Regierung in der Lage sein wird, 
das Land auf einen ökonomisch wie so-
zial-ökologisch nachhaltigen Weg zu 
bringen. Denn speziell wirtschaftspo-
litisch bleibt die Merz-Union in erster 
Linie eine rein marktliberale Partei. 
Das zeigt nicht zuletzt eine vermeint-
lich eher abseitige Personalie, nämlich 
die Berufung des Merz-Intimus und 
Geistesverwandten Wolfram Weimer 
zum neuen Kulturstaatsminister. Der 
Ex-Springer-Journalist und kurzzei-
tige „Welt“-Chefredakteur war in der 
Vergangenheit kein, wie zum Teil be-
fürchtet, völkischer Denker, sondern 
stets ein ökonomischer Vulgärlibera-
ler1 mit anti-ökologischem Sendungs-
bewusstsein, immer scharf gegen die 
„grünen und linken Spinner“ (Merz). 

1	 Thomas Schmid, Friedrich Merz und die Mi-
nister von der Union, welt.de, 2.5.2025. Zu 
Weimers pompösen „Manifest des Konserva-
tismus“ Jürgen Kaube, Sorgen um die „Fort-
dauer des eigenen Bluts“?, faz.net, 27.4.2025.



6     Kommentare 

Blätter für deutsche und internationale Politik 6/2025

Als 2007 das „International Panel of 
Climate Change“ (IPCC) alarmieren-
de Klimadaten veröffentlichte, zog 
Weimer in der März-Ausgabe des von 
ihm 2004 gegründeten „Cicero“ ge-
gen die „ökologische Internationale“ 
und angebliche „grüne Apokalypse“ 
zu Felde. Anschließend nahm er sich 
mit anderen Autoren, vornehmlich aus 
dem Hause Springer, in denunziatori-
scher Weise den renommierten Klima-
forscher Stefan Rahmstorf vom Pots-
dam-Institut für Klimafolgenforschung 
vor, dem diese Propagandisten des 
Marktradikalismus ihrerseits „Propa-
ganda“ in einer Debatte mit angeblich 
„totalitärem Charakter“ vorwarfen – 
mehr Verunglimpfung geht kaum.2

Weil sich an dieser klimaschutz-
skeptischen bis -feindlichen Einstel-
lung bei Merz, Weimer und Co. bis 
heute wenig geändert hat, wäre es re-
gelrecht absurd, wenn man aus der 
Notwendigkeit geschlossenen Regie-
rens gegen die AfD so etwas wie ein 
Stillhalteabkommen zugunsten der 
Regierung ableiten wollte. Auch des-
halb ist das Gerede von der „letzten 
Patrone der Demokratie“ (Söder) so fa-
tal, suggeriert es doch, dass die Macht- 
übernahme der AfD zwingend be-
vorsteht, wenn es mit dieser Koaliti-
on nicht klappt. Die Verhinderung der 
AfD droht auf diese Weise zur rheto-
rischen Allzweckwaffe der GroKo zu 
werden, um sich gegen jegliche Kritik 
zu immunisieren. 

Die Doppelstrategie der SPD

Dabei kommt es insbesondere für die 
SPD auf zwei Dinge an: einerseits auf 
überzeugendes, geschlossenes Regie-
ren, gerade in Absetzung von der fa-
talen Kakophonie der Ampel. Deshalb 
ist in der Tat das erste halbe Jahr so 
wichtig, in dem die richtigen Weichen 
gestellt werden müssen, damit der 

2	 Albrecht von Lucke, Oh, Cicero, in: „Blätter“, 
10/2007, S. 1187-1188.

Glaube an die Handlungsfähigkeit der 
Regierung zurückkehrt. 

Andererseits muss die SPD endlich 
wieder eine echte Idee ihrer selbst ent-
wickeln. Nur so wird sie eine inhaltli-
che und strategische Perspektive ent-
falten können, die über die große Ko-
alition hinausweist. Es gehe darum, 
die Regierungspolitik selbstbewusst 
zu vertreten, und gleichzeitig das ei-
gene progressive Profil zu schärfen, 
stellt der neue SPD-Generalsekretär 
Tim Klüssendorf zu Recht fest. Die SPD 
solle und müsse wieder „faszinierend 
werden aus eigener Stärke“.3 

Bis dahin dürfte es allerdings noch 
ein weiter Weg sein, wenn man be-
denkt, wie wenig Strahlkraft die SPD 
in den vergangenen Jahren entwi-
ckeln konnte. Zudem spricht wenig 
dafür, dass die Partei die bestmögli-
che Regierungsaufstellung für die er-
forderliche, wenn möglich sogar visio-
näre, Profilierung gewählt hat. Gera-
de weil der Kampf gegen die AfD die 
Bündelung der stärksten Kräfte ver-
langt, wäre die Besetzung der Minis-
terämter nach inhaltlicher Qualifika-
tion entscheidend gewesen. Doch ge-
nau das ist nicht geschehen: Dass nicht 
der ausgewiesene Umweltexperte der 
Fraktion, nämlich Matthias Miersch, 
zum Umweltminister gemacht wurde, 
sondern stattdessen ein Technokrat 
wie Carsten Schneider, der als vorma-
liger Ostbeauftragter seine Verdienste 
haben mag, aber umweltpolitisch bis-
her nicht nennenswert in Erscheinung 
getreten ist, ist symptomatisch für die 
schon traditionelle Vernachlässigung 
der Klimapolitik durch die Sozialde-
mokratie. 

Den gleichen Fehler begeht die 
SPD-Führung auf dem Feld der Ent-
wicklungspolitik, wo die gestandene 
Amtsinhaberin Svenja Schulze durch 
die auf diesem Gebiet völlig unerfah-
rene Reem Alabali-Radovan ersetzt 
wurde. Wäre es alleine nach den In-

3	 Zit. nach Mona Jäger, So eine Sozialdemokra-
tin ist selten, in: „Frankfurter Allgemeine Zei-
tung“ (FAZ), 13.5.2025.



	 Kommentare      7

Blätter für deutsche und internationale Politik 6/2025

halten gegangen, hätte sich eine ande-
re Besetzung aufgedrängt: Umweltmi-
nister Miersch, Entwicklungsministe-
rin Schulze und Fraktionsvorsitzender 
Hubertus Heil. Aber ganz offensicht-
lich war hier das Interesse des „neuen 
starken Mannes“ der SPD, Lars Kling-
beil, weniger sach- als rein macht- und 
damit loyalitätsorientiert. Da hätte ein 
rhetorisch begabter und in der Par-
tei zudem sehr anerkannter Mann wie 
Heil wohl eine zu große Konkurrenz 
dargestellt, zumal die beiden nicht ge-
rade als befreundet gelten.

Dabei hätte eine derart erfahrene 
SPD-Riege einen erheblichen Vorteil 
gegenüber der Unions-Mannschaft 
bedeutet, in der außer Alexander Dob-
rindt niemand über Erfahrung als 
Bundesminister verfügt. Stattdessen 
kommt nun für die SPD in Kürze ein 
weiteres Problem hinzu: Wenn die De-
legierten auf dem kommenden Partei-
tag (vom 25. bis 27. Juni) Bärbel Bas zur 
neuen Co-Vorsitzenden gewählt ha-
ben werden, wird die neue Doppelspit-
ze je zwei Hüte aufhaben: als Partei-
vorsitzende und als Kabinettsmitglie-
der in der Regierung Merz. Eine derar-
tige zwei- oder gar dreifache Arbeits-
belastung (Klingbeil zudem als Vize-
kanzler) ist alles andere als eine gute 
Voraussetzung für den arbeitsintensi-
ven Neuaufbau der Partei. 

Klingbeils zentrales Ziel besteht da-
rin, nicht noch mehr Anteile des eins-
tigen Wählerpotenzials an die AfD als 
die neue Arbeiterpartei zu verlieren. 
„Ich sag’ das sehr klar: Meine Ant-
wort auf 16,4 Prozent ist nicht, dass die 
SPD noch polarisierter, noch radikaler, 
noch weiter nach links rücken muss“, 
so der Parteivorsitzende zu seinen Kri-
tikern auf dem Parteitag der NRW-
SPD.4 Deshalb ist sein Fokus in der 
Regierung, aber auch beim Parteiauf-
bau – im Duett mit der neuen Arbeits- 
und Sozialministerin – ganz klar auf 
die Revitalisierung der SPD als Partei 

4	 Christian Wernicke, „Gespür für die Partei 
und Kompass verloren“, sueddeutsche.de, 
10.5.2025.

der Arbeit und des Industriestandorts 
Deutschland gerichtet. Vermeintliche 
sozialdemokratische „Orchideenthe-
men“ wie Klimaschutz und Entwick-
lungshilfe drohen dabei unter die Rä-
der zu kommen. 

Gefangene Grüne, befreite Linke

Die Grünen wird es – unter taktischen 
Gesichtspunkten – freuen. Sie werden 
die parteipolitischen Nutznießer die-
ser koalitionären Schwachstellen sein. 
Ihre politische wie kulturelle Hegemo-
nie in klima- und umweltpolitischen 
Fragen dürfte von dieser Koalition 
nicht herausgefordert werden. Viel-
mehr wird deren Schwäche auf diesen 
Feldern den Grünen voraussichtlich 
gute Möglichkeiten zur eigenen Pro-
filierung bieten. Diese wird die Partei 
auch brauchen, da sie sich nach der 
langen Dominanz von Robert Habeck 
und Annalena Baerbock in einer per-
sonellen Umbruchsphase befindet. Zu-
dem stecken speziell die Grünen in der 
besagten Loyalitätsfalle gegenüber 
der Regierung. Auch sie sind an de-
ren Erfolg im Sinne einer Bekämpfung 
und Verringerung der AfD stark inte-
ressiert, zumal sie über diverse Lan-
desregierungen mit SPD und Union 
in einem Boot sitzen. „Auf Sie wird es 
ankommen, auf Ihre Regierung“, sagte 
denn auch Grünen-Co-Fraktionsche-
fin Katharina Dröge in ihrer Antwort 
auf die erste Regierungserklärung des 
neuen Kanzlers und wünschte ihm 
„viel Erfolg für die nächsten Jahre“. 

Angesichts der komplizierten La-
ge von SPD und Grünen hat der dritte 
Akteur auf Seiten des linken Parteien- 
spektrums eindeutig die beste Startpo-
sition. „Die Linke“ hat das strategische 
Glück, dass sie nur noch in zwei Bun-
desländern (Bremen und Mecklen-
burg-Vorpommern) koalitionär einge-
bunden ist und sich auch nicht wie die 
Grünen quasi in einer Sandwichposi-
tion (eingeklemmt zwischen SPD und 
Linkspartei) befindet. Dadurch wird 
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rustikale Oppositionsarbeit erheblich 
erleichtert – zumal sich „Die Linke“ 
dabei der vollen Gegnerschaft der 
Merz-Union gewiss sein darf. 

„Mit AfD und Linkspartei sind zwei 
Systemgegner unterwegs, sie stellen 
infrage, dass unser System noch funk-
tioniert“, postuliert der Kanzler in sei-
nem ersten großen Interview nach der 
Wahl die angebliche Gleichgefährlich-
keit von AfD und Linkspartei5 – und 
das, obwohl die GroKo die Kooperati-
onsbereitschaft der Linken für Abstim-
mungen, die einer Zweidrittelmehr-
heit bedürfen, auch in Zukunft noch 
brauchen dürfte. Damit argumentiert 
Merz ganz im Geiste der noch immer 
die Union dominierenden Hufeisen-
theorie, wonach Rechts- und Linksex-
tremismus zwingend spiegelbildlich 
existieren müssen und die eine Seite 
so verfassungsfeindlich wie die andere 
sei. Merz hat ganz ersichtlich bis heute 
den entscheidenden Unterschied nicht 
begriffen – oder will ihn nicht begrei-
fen: Die einen kämpfen für ein anderes 
Wirtschaftssystem innerhalb der De-
mokratie, die anderen bekämpfen die 
Demokratie als solche. Letzteres wäre 
das Ende der Demokratie, Ersteres ist 
in unserer offenen Wirtschaftsverfas-
sung durchaus verfassungskonform. 

„Das kapitalistische Wirtschaftssys-
tem ist den staatlichen und sozialen 
Lebensinteressen des deutschen Vol-
kes nicht gerecht geworden“, heißt es 
denn auch nicht im aktuellen Partei-
programm der Linkspartei, sondern im 
Ahlener Programm der CDU von 1947, 
das massive Verstaatlichungen vorsah. 
Damals war der Union durchaus noch 
klar, dass Demokratie und Kapitalis-
mus nicht gleichzusetzen sind, ja mehr 
noch: dass die scharfe Begrenzung des 
Kapitalismus eine Notwendigkeit ist, 
nicht zuletzt aus den Erfahrungen des 
Nationalsozialismus. Heute hingegen 
gilt der Merz-Union entschiedene Kri-
tik am Kapitalismus bereits als Verfas-

5	 „Wir brauchen keine Nachhilfestunde in Sa-
chen Demokratie“, in: „Die Zeit“, 15.5.2025.

sungsfeindschaft – und das obwohl die 
Suche nach den Kapitalismus begren-
zenden Alternativen durch die massive 
Verschärfung der ökologischen Krise 
in den vergangenen 80 Jahren immer 
dringlicher geworden ist. 

Das bereits zeigt, dass die Möglich-
keiten einer wirklich nachhaltigen 
Krisenbewältigung mit dieser Regie-
rung ausgesprochen begrenzt sind – 
und es umso mehr auf ein Nachdenken 
über linke Alternativen ankommt, in 
ökonomischer, aber auch koalitionärer 
Hinsicht. 

Gewiss, bis dahin ist es noch ein wei-
ter Weg, und zwar nicht nur arithme-
tisch (momentan kommen SPD, Grüne 
und Linke im Bund nicht einmal auf 40 
Prozent), sondern auch inhaltlich. Fürs 
erste wird man sich daher an eine mög-
lichst konstruktive Arbeitsteilung ge-
wöhnen müssen: sozialdemokratischer 
Reformismus an der Regierung, grüne 
Verantwortungsethik aus der Halbdi-
stanz und demokratischer Antikapita-
lismus von der Linkspartei. 

Entscheidend ist, dass diese Kon- 
stellation kein Nullsummen-Spiel 
wird, bei der die Gewinne der einen 
Partei durch die Verluste der anderen 
aufgewogen werden, sondern dass das 
rechte Lager wieder an Stimmen ver-
liert. Nur so kann es – jedenfalls mit-
telfristig – gelingen, eine linke Regie-
rungsperspektive zu entwickeln. 

Gelingt dies den drei potenziellen 
Links-Koalitionären dagegen nicht, 
bedeutet das faktisch auf unabsehba-
re Zeit eine strukturelle Regierungs-
dominanz des konservativen oder gar 
reaktionären Politspektrums. Denn 
dort wird längst, jedenfalls strategisch, 
über zukünftige Rechtskoalitionen 
nachgedacht, schon mit Blick auf die 
kommenden Landtagswahlen im Os-
ten. Bleiben die rechten Koalitionsopti-
onen alternativlos, wäre dies in der Tat, 
um im Merz-Jargon zu bleiben, für un-
ser „System“ höchst fatal. Denn auf ei-
nem Bein kann eine Demokratie nicht 
dauerhaft stehen – und schon gar nicht, 
wenn es nur das rechte ist.  


